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Die Arbeitsvermittlung in Oeſterreich. Nach der amtlichen Publi⸗ 
cation. Von Dr. Moriz Caſpaar. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenzconflicts Entſcheidung. Wider ein von einer Privat⸗Eiſenbahn gegen 
einen ihrer Beamten ergangenes Diſciplinar⸗Erkenntniß findet ein Rechts- 
zug an die ſtaatlichen Eiſenbahn⸗Auffichtsbehörden nicht ſtatt. Solche 
Diſeiplinar⸗Erkenntniſſe ſind lediglich vom Standpunkte des zwiſchen der 
betreffenden Privat⸗Eiſenbahn und ihren Beamten beſtehenden Dienſt⸗ 
vertrages in Betracht zu ziehen, daher bezüglich ihrer Prüfung die Com⸗ 
petenz der Gerichte plabgreift. 


Die Unterlaſſung der im Art. 6, Abſ. 1 des Geſetzes vom 25 Mai 1868, | 


R. G. Bl. Ar 49, vorgeſchriebenen Anzeige des Austrittes aus einer Reli⸗ 
gionsgenoſſenſchaft begründet noch nicht den rechtlichen Beſtand des Ehe⸗ 
hin derniſſes der Religionsverſchiedenheit im Sinne des § 64 a. b. G. B. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Die Arbeitsvermittlung in Heſterreich. 
Nach der amtlichen Publication.) 
Von Dr. Moriz Caſpaar. 

Unſere Zeit iſt dazu berufen, an der Löſung ſocialer Fragen zu 
arbeiten. Eine der wichtigſten in unſerer wirlhſchaftlichen und ſocialen 
bezw. ſtaatlichen Organiſation iſt jene: Wie erhält derjenige, welcher Arbeit 
ſucht, Arbeit, wie gleichen ſich Nachfrage und Augebot von Arbeit aus? 
Die Thatſache, daß der Arbeitſuchende in ſeiner ganzen Exiſtenz von 
der Verwerthung ſeiner Arbeitelraft abhängt, macht die Arbeitsvermitt— 
lung zu einer tief in das ſociale Leben eingreifenden, die große Menge 
der Menſchen berührenden Frage. Dieſe in ihren Grundzügen darzu— 
legen und ſoweit möglich ſtatiſtiſch feſtzuſtellen, iſt nicht nur ein dank⸗ 
bares, ſondern auch ein für den Staat höchſt wichtiges Unternehmen. 

Die Arbeitsvermittlung iſt ſo alt als die freie Arbeit überhaupt. 
Dort, wo die Sclaverei herrſcht, ſtellt der Sclavenmarkt die Verſorgung 
des Arbeitsmarktes, die Nachfrage und das Angebot nach Arbeit dar. 
In der hörigen Arbeit, in den Leibeigenen ſehen wir Uebergänge zur 
freien Arbeit, die jedoch nicht ſelten ähnliche Erſcheinungen wie der 
Arbeitsmarkt in ſeiner craſſeſten Form beobachten laſſen. 

Aber auch die Vermittlung der freien Arbeit zeigt in ihren Aus— 
wüchſen nicht ſelten Rückfälle in Zeiten vergangener ſocialer Formen 


ähr s das Studium der inblicke in Mißbrä | 
und gewährt uns da ium derſelben Einblicke in Mißbräuche, welche zwar ausſchließlich oder neben ihren ſonſtigen Aufgaben. 


an der Widerſtandsfähigkeit der freien Selbſtbeſtimmung zweifeln laſſen. 
Eine Unterſuchung der Arbeitsvermittlung wie die vorliegende wird in 
der Erfaſſung aller Seiten der Frage zu einem culturhiſtoriſchen Ge— 
mälde. Wir ſehen die Schwierigkeiten, mit welchen die Arbeitsvermittlung 
durch die ungleiche wirthſchaftliche Lage der Intereſſenten, noch mehr 
aber durch den Eigennutz derjenigen, welche in der Vermittlung aus 


„Die Arbeitsvermittlung in Oeſterreich. Verfaßt und herausgegeben vom 
ſtatiſtiſchen Departement im k. k. Handelsminiſterium, Wien 1898, Alfred Hölder. 


| 


der materiell meiftens ungünſtigen Lage der Arbeitfuchenden Gewinn 
ziehen, zu kämpfen hat, und begreifen, daß unſere Zeit, welche alles Heil 
von der Intervention der öffentlichen Gewalt erwartet, auch von dieſer 
die Correctur der beſtehenden Mängel erhofft. Wir ſehen aber auch, 
daß die freie Organiſation nicht minder beſtrebt iſt, die Arbeitsver— 
mittlung zu ordnen, und gilt dies ebenſo von der Organiſation der 


Arbeit, als von jener humanitären Thätigkeit, welche in Vereinen, die 


im Intereſſe der arbeitenden Claſſe die Arbeitsvermittlung beſorgen, 
zum Ausdrucke gelangt. Welche Mittel zum erpwünſchten Ziele führen 
werden, läßt ſich heute noch nicht ſagen. Obrigkeitliche Reglements ſind 
ſchon uralt, haben aber bisher nie lange gewirkt; es iſt daher immerhin 
möglich, daß die Organiſation der Arbeit ſelbſt größeren, dauernden 
Erfolg zu erringen in der Lage fein wird. 

Gehen wir nun auf den reichen Inhalt der Publication über, 
die im Texte 304, in den Tabellen und dem Anhang 218 Seiten umfaßt. 

Wie aus der Einleitung hervorgeht, ſind die Erhebungen, welche 


durch das k. k. Handelsminiſterium, bezw. deſſen ſtatiſtiſches Bureau ein- 


geleitet wurden, auf eine Reſolution des Abgeordnetenhauſes zurückzu— 
führen, welches über einen Antrag des Abgeordneten Dr. Menger „die 
Herſtellung einer jedem Arbeitſuchenden offenſtehenden, thunlichſt koſten⸗ 
freien Arbeitsvermittlung“ empfohlen hat. Die Erhebungen, welchen 
Studien der einſchlägigen Einrichtungen und Auſtalten in Deutſchland 
vorangingen, haben nun in ihrer ſyſtematiſchen Ausgeſtaltung die Frage 
in folgender Weiſe erſaßt. 

Es waren vor allem alle jene Einrichtungen feſtzuſtellen, welche 
der Arbeitsvermittlung dienen; weiters ſollten die Leiſtungen, welche er— 
zielt werden, erhoben werden. Für beide Zwecke wurden Fragebogen aus 
geſendet und mit Hilfe der politiſchen Behörden, der Handels- und Gewerbe— 
kammern, ſowie der Gentralen von Vereinen, Anſtalten u. ſ. w. das ſtatiſtiſche 


Materiale geſammelt. Mehr noch als die in den Tabellen geſammelten 


Ergebniſſe der Arbeitsvermittlung, welche im Verhältniſſe zu der großen 
Maſſe, welche Arbeit ſucht und findet, doch nur ſehr beſcheiden genannt 
werden müſſen, ſind für uns die Ausführungen im Texte, welche uns 
ein klares Bild über den gegenwärtigen Stand der Verhältniſſe, nicht 
minder aber auch eine werthvolle hiſtoriſche Rückſchan bieten, von Intereſſe. 

Im großen Ganzen haben wir es mit 4 Gruppen von Perſonen 
und Einrichtungen zu thun, welche der Arbeitsvermittlung dienen. 

1. Die gewerbsmäßige Arbeits-, bezw. Dienſtvermittlung. 

2. Die gewerblichen Genoſſenſchaften in der ihnen nach dem Ge— 
werbegeſetze zukommenden Thätigkeit der Arbeitsvermittlung. 

3. Vereine, welche ſich mit der Arbeitsvermittlung befaſſen, und 


4. Anſtalten, welche demſelben Zwecke dienen. 

Hier ſei gleich bemerkt, daß unter 2 ſowohl die organiſirte 
Arbeit in ihrer Thätigkeit der Arbeitsvermittlung, bezw. Einflußnahme 
auf dieſelbe, als auch die Vereine, welche ſo wie die Anſtalten die 
Arbeitsvermittlung aus humanitären oder Standesintereſſen beſorgen, 


inbegriffen ſind. Die Anſtalten als ſolche ſind in ähnlichem Sinne wie 


die zuletzt erwähnten Vereine thätig. Eine grundſätzliche Unterſcheidung 


| möchten wir hier für das ganze Gebiet aufſtellen. Neben der gewöhnlichen 


Arbeitsvermittlung, wie fie theils entgeltlich durch die gewerbsmäßige 
Arbeits⸗Dienſtwermittlung, theils durch Genoſſenſchaften, Arbeiter-Corpo⸗ 
rationen beſorgt wird, geht nebenher die Thätigkeit für ſchutzbedürftige 
Arbeitskräfte, deren Unterbringung eine im humanitären und ſocialen 
Intereſſe höchſt wichtige Thätigkeit in ſich begreift. 


Wir wollen nun auf Grund des uns in der vorliegenden Publi— 
cation gebotenen reichen Materiales den einzelnen Gruppen eine nähere 
Beſprechung widmen. 


1. Die gewerbsmäßige Arbeits- bezw. Dienſtvermittlung. 


Die Zahl der gewerbsmäßigen Dienſt- und Stellenvermittler in 
Oeſterreich betrug 916; von dieſen entfällt die Mehrheit auf die Städte 
(auf Wien ſpeciell 219). Es haben 630 Vermittler Angaben über ver— 
mittelte Stellen geliefert. Es wurden 257.944 Stellengeſuche und 
330.515 Stellenangebote vorgemerkt. Jedenfalls liegen auch hier mehr— 
malige Anmeldungen für dieſelben Stellen vor. Die Zahl der unter— 
gebrachten Stellenſuchenden im Jahre 1895 war 180.692. Ein richtiges 
Bild über den thatſächlichen Stellenwechſel bietet dieſe Zahl nicht. In 
den Bereich der gewerbsmäßigen Stellen- und Dienſtvermittler fallen 
in erſter Linie die häuslichen Dienſtboten, ſowie gewiſſe qualificirte 
Arbeiter, inſoweit ſie nicht der ſpäter zu beſprechenden Arbeitsvermittlung 
ſich bedienen, weiters aber auch höhere Dienſtleiſtungen. Die für das 
Jahr 1895 mit anzuerkennender Anftrengung der Behörden ermittelten 
Zahlen bleiben jedenfalls ſehr weit hinter dem thatſächlichen Wechſel 
der Dienſtplätze, bezw. Stellen oder Arbeitsplätze zurück. Wir ſtoßen 
hier auf das Thätigkeitsgebiet der unbefugten Vermittler, welche, man 
kann wohl ſagen ſeit Jahrhunderten, ihr Feld trotz aller Reglements 
und obrigkeitlichen Verordnungen behaupten. Theils gegen Entlohnung, 
durch die verſchiedenſten Perſönlichkeiten, welche in ihrem Berufe oder 
Geſchäfte mit vielen Perſonen verkehren, theils aber auch unentgeltlich 
als Freundſchaftsdienſt oder perſönliche Vorliebe für die Vermittlung 
wird ein großer Theil der häuslichen Dienſtboten untergebracht. Die 
Mängel, welche der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung anhaften, die 
Mißbräuche, welche ſich eingeſchlichen haben, ſind allbekaunt. Weniger 
bekannt iſt die Thatſache, daß auch auf dieſem Gebiete wie auf manchem 
anderen gewiſſe Gewohnheiten und Uebelſtände ſich trotz aller Verſuche 
einer obrigkeitlichen Regelung fortſchleichen. Abgeſehen von der meiſt 
unzulänglichen Geſchäftsführung der gewerbsmäßigen Vermittler, welche 
einem Zwauge, Aufſchreibungen zu führen, nicht unterworfen find, wer⸗ 
den auch heute noch gerade die ſeit Jahren verpönten unbefugten Ver⸗ 
mittler als die Quelle der ärgſten Mißſtände bezeichnet. Für die ge- 
werbsmäßige Vermittlung könnte man ſagen: je höher das Niveau der 
Arbeit, deſto ungünſtiger ſtellt ſich die Abhängigkeit der Stellenſuchenden, 
deſto größere finanzielle Opfer werden gefordert und geleiſtet. Bei dem 
Mangel an Aufſchreibungen feitens der conceſſionirten Stellenvermittler 
konnte nur mit Mühe eine zahlenmäßige Grundlage für deren Thätig— 
keit erzielt werden. Wichtiger erſcheinen die Angaben über die Leiſtungen, 
welche von den Stelleuſuchenden und den Dienſtgebern verlangt werden. 
Bei dem großen Umfauge der nicht gewerbsmäßigen oder zum mindeſten 
nicht conceſſionirten Vermittlung kann uns die Zahl der untergebrachten 
Stellenſuchenden eben nur einen Nachweis der ſtatiſtiſch überhaupt er— 
faßbaren Vermittlung bieten. 


Auf dem Gebiete der Arbeits- und Dienſtvermittlung, wie 
fie gerade in großen Städten am entwickeltſten iſt, und ſich daſelbſt 
aller Mittel bedienen kann, wie fie Zeitungen, Placate u. dergl. bieten. 
können Schäden, ſeien ſie auch alteingelebt, nicht ohue Remedur bleiben. 
Es iſt daher begreiflich, daß die Einrichtung ſtädtiſcher Vermittlungs— 
ämter, wenn auch der Verſuch ſchon wiederholt mit wenig dauerndem 
Erfolg gemacht wurde, zur Durchführung gelaugt. Es foll die Ge— 
legenheit geſchaffen werden, ſich koſtenlos um Arbeit zu melden; ein 
dauernder Erfolg der Einrichtung hängt zum größten Theil von der 
regen Betheiligung des Publicums ab. Angeſichts der im Vermittlungs— 
weſen beſtehenden Mißſtände, von welchen nur manchmal Streiflichter 
zur allgemeinen Kenntniß gelangen, erſcheinen die Beſtrebungen nach 
einer Reorganiſatiou des Vermittlungsweſens ohne Rückſicht auf einen 
Erfolg gerechtfertigt. 


2. Gewerbliche Genuoſſenſchaften. 


Die Arbeitsvermittlung iſt ein nicht beſonders rege bethätigter 
Zweig der genoſſenſchaftlichen Aufgaben. Dies beſtätigen auch die Er— 
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hebungen, deren Ergebniſſe in den Tabellen niedergelegt ſind. Es be- 
ſtehen in Oeſterreich im ganzen 5345 gewerbliche Genoſſenſchaften, von 
dieſen wurden 765% zwiſchen den Jahren 1860 und 1883 und 
85.39% nach dem Jahre 1883 errichtet. Reine Fachgenoſſenſchaften find 
nur 984%, Genoſſenſchaften verwandter Gewerbe 481%, ſolche nicht 
verwandter Gewerbe dagegen 43.44%. Von den geſammten Genoſſen⸗ 
ſchaften entfallen weiters 836% auf reine Handelsgewerbe-Genoſſen⸗ 
ſchaften und 0˙21% auf gemiſchte Geuoſſenſchaften verwandter Gewerbe. 
Dieſe Gruppirung muß ſich in der auf eine Arbeitsvermittlung gerichteten 
Thätigkeit geltend machen, nachdem eine ſolche doch nur von reinen 
Fachgenoſſenſchaften und bei ſolchen verwandter Gewerbe zu erwarten 
iſt. Es iſt daher auch begreiflich, daß die Arbeitsvermittlung der Ge— 
noſſenſchaft nur in den Städten, auf dem flachen Lande, inſoweit noch 
Fachgenoſſenſchaften beſtehen, ſich wirkſam erweiſen kann. 


Eine eigene Arbeitsſtellenvermittlung hatten nur 393 Genoſſeu⸗ 
ſchaften (735%), von dieſen entfallen auf Wien 121. Genoſſenſchaften, 
welche für die Arbeitsvermittlung ein eigenes Locale hatten, ſind nur 
30 verzeichnet. Von den 393 Genoſſenſchaften bedienten ſich 177 aus— 
ſchließlich ihres eigenen Arbeitsnachweiſes, 216 außerdem noch ander 
weitiger Arbeitsvermittlung. Nur anderweitiger Arbeilsvermittlung, 
Naturalverpflegsſtationen, Zeitungsannoncen bedienten ſich 1716 Ge— 
noſſenſchaften, während 3236 ſich keiner wie immer gearteten Arbeits— 
vermittlung bedienten. Die abſolute Zahl der Gehilfen ſämmtlicher 
Genoſſenſchaften betrug 518.207. Von den Genoſſenſchaften, welche ſich 
mit Arbeitsvermittlung befaſſen, haben nur 203 mit 143.716 Gehilfen 
Angaben geliefert. 


Die wenigen Zahlen, die wir vorſtehend aus den Tabellen wieder— 
gegeben, charakteriſiren wohl die Thätigkeit der Genoſſenſchaften auf 
dieſem Gebiete und rechtfertigen die Bemerkung, daß die Arbeitsver⸗ 
mittlung trotz ihrer eminenten Wichtigkeit keiner beſonderen Bethärigung 
ſeitens der Genoſſenſchaften ſich erfreut. Die Urſachen liegen zum Theil 
in der Geſtaltung der Genoſſenſchaften, wohl auch in dem häufig nur 
zu geringen Intereſſe an einer Thätigkeit für gemeinſame Intereſſen. 


Die hiſtoriſchen Ausführungen der Publication zu dieſem Ab— 
ſchuitte wecken in uns wieder die Erinnerungen an die Wanderzeit der 
Handwerksgeſellen. Daß heute noch in den Herbergen vereinzelter Ge⸗ 
noſſenſchaften alter Brauch und Herkommen geübt wird, wie uns mit⸗ 
getheilt wird, dürfte mehr die Form treffen. Der Geiſt der alten 
Genoſſenſchaften dürfte nicht wieder zu erwecken jet. 


Die Arbeitsvermittlung der Genoſſenſchaften, ſoweit ſie beſteht 
und nachzuweiſen war, wird nur in wenig Fällen (30 in eigenen 
Localen beſorgt. Zumeiſt iſt es die Genoſſenſchaftskanzlei, in welchen 
Liſten über offene Stellen aufgelegt werden, theils wird dies im Geſchäfts— 
locale des Vorſtehers oder eines ſogenannten Zuſchickmeiſters beſorgt; 
auch Herbergen (117) werden noch in größerer Zahl für die Vermitt— 
lung benützt. Vorwiegend wird die Arbeitsvermittlung vom Genofjen= 
ſchaftsvorſteher ſelbſt beſorgt, theilweiſe vom Secretär der Genoſſen— 
ſchaft, nur in wenig Fällen von eigens hiefür beſtellten Perſonen. Auf 
die Benützung der Zeitungsinſerate, ſowie der gewerblichen Vermittler 
ſpeciell in den Conſumgewerben wurde bereits hingewiefen. 


Zwei Tabellen find der Lehrlingsvermittlung gewidmet. Das 
Lehrlingsweſen, ſchon lange vor der Gewerbeordnung von 1859 ein 
ſchwieriger Punkt unſeres Gewerbes, wird ſeit der Reform der Gewerbe— 
ordnung mit beſonderer Aufmerkſamkeit verfolgt. Aber auch auf dieſem 
Gebiete ſind die heutigen Genoſſenſchaften, wohl wieder infolge ihrer 
Zuſammenſetzung, nicht mit der nöthigen Energie thätig. Wir ſehen, 
daß nur 167 Genoſſenſchaften eine eigene Lehrlingsvermittlungsſtelle 
haben, von dieſen haben 111 Angaben über Beſetzung von Lehrſtellen 
gemacht; es wurden 2800 Lehrſtellen von ihnen beſetzt. Im ganzen 
wurden 71.340 Lehrlinge bei den Geuoſſenſchaften aufgedungen und 
53.945 freigeſprochen. Eine beſondere Thärigfeit in der Stellenvermittlung 
läßt ſich von den Handelsgenoſſenſchaften der großen Städte nachweiſen. 
Es bringt die Vertrauensſtellung, welche die Bedienſteten in dieſem 
Berufe genießen, mit ſich, daß die Stellenvermittlung eine beſondere 
Obſorge erfordert. 


(Schluß folgt.) 


Mlittheilungen aus der Praris. 
Competenzeonfliels⸗Entſcheidung. Wider ein von einer Privat⸗Eiſen⸗ 
bahn gegen einen ihrer Beamten ergangenes Diſeiplinar⸗Erkeunt⸗ 
niß findet ein Rechtszug an die ſtaatlichen Eiſenbahn⸗Auſſichts⸗ 
behörden nicht ſtatt. Solche Diſeiplinar⸗Erkenntniſſe ſind lediglich 
vom Standpunkte des zwiſchen der betreffenden Privat⸗Eiſenbahn 
und ihren Beamten beſtehenden Dienſtvertrages in Betracht zu 
ziehen, daher bezüglich ihrer Prüfung die Competenz der Gerichte 

platzgreift. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 18. April 1898 ge— 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über den Antrag des Johann Jakſch, 
geweſenen Oberofficials der k. k. priv. Ferdinands⸗ Nordbahn in Brünn, 
durch Dr. Robert Fiſcher, de praes. 31. December 1897, Z. 486 
R. G., auf Entſcheidung eines verneinenden Competenzconflictes zwiſchen 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden zu Recht erkannt: Zum Abſpruche 
über die Rechtsgiltigkeit des wider Johann Jakſch gefällten Diſciplinar— 
Erkenntniſſes vom 10. December 1887, 3. 68.312, in Bezug auf 
den von Johann Jakſch wider die k. k. priv. Kaiſer Ferdinands-Nord— 
bahn in Wien mit der Klage de praes. 3. Juli 1888, Z. 108.275, 
erhobenen Gehalts- und Penſionsanſpruch find die k. k. Gerichte zu— 
ſtändig. ’ 

Gründe: Mit Beſchluß des Verwaltungsrathes der k. k. priv. 
Kaiſer Ferdinands-Nordbahn in Wien vom 10. December 1887 wurde 
Johann Jakſch wegen (angeblicher) Mehreinhebung von Gepäckgebühren 
in der Station Brünn im Betrage von 40 fl. 9 kr. ſeines Dienſtes 
als Oberofficial II. Claſſe bei dieſer Anſtalt enthoben. Dieſer Beſchluß 
des Verwaltungsrathes wurde dem Johann Jakſch vom damaligen 
Director der Nordbahn Benedikt Ronsperger im Wege des Stations⸗ 
vorſtandes Brünn mitgetheilt und aus dieſem Beſchluſſe die nach ſeiner 
Anficht reſultirenden Conſequenzen gezogen, und im ſpeciellen verfügt, 
daß Johann Jakſch ſofort außer Stand und Gebühr geſetzt, die während 
der Zeit der Suspendirung zurückbehaltenen Gebühren als verfallen zu 
betrachten ſeien und Johann Jakſch jedes Anſpruches auf die ſtatuten— 
mäßige Penſion oder auch nur Rückzahlung der ſeinerſeits geleiſteten 
Penſionseinzahlungen verluſtig ſei und auch keinen Anſpruch auf Er- 
theilung eines Verwendungszeugniſſes habe, ſolange nicht eine (angeb- 
liche) Uniformirungsſchuld von 56 fl. 80 kr. getilgt ſei. Johann Jakſch 
ſtrebte zunächſt bei dem k. k. Handelsgerichte in Wien durch ſeinen 
officiellen Vertreter Dr. Joſef Baumfeld mit der Klage de praes. 
3. Juli 1888, Z. 108.275, die Nichtigkeitserklärung des Diſciplinar⸗ 
Erkeuntniſſes, beziehungsweiſe der daraus gezogenen Folgerungen an. 
Parallel mit dieſem Rechtsſtreite ſuchte er ſelbſt bei der k. k. General- 
inſpection der öſterr. Eiſenbahnen als Auffichtsorgan die Ueberprüfung 
des Difeiplinar-Verfahrens nach, mit der Bitte, der Direction der 
Nordbahn wenigſtens feine Penſionirung, vorläufig aber bis zur Ent- 
ſcheidung die Zahlung des Suſtentationsgehaltes aufzutragen. Hierüber 
hat die k. k. Generalinſpection mit Beſcheid vom 6. Juni 1889, 
3. 7906, V, bekanntgegeben, daß fie die adminiſtrative Ueberprüfung 
des Diſciplinaractes veranlaßt habe, daß fie jedoch ihre bezügliche 
Entſcheidung erſt dann fällen werde, wenn der im Zuge befindliche, 
beim k. k. Handelsgerichte anhängige Rechtsſtreit in derſelben Sache 
werde ausgetragen ſein. Gegen dieſe, das geſtellte Begehren nur theil— 
weiſe bewilligende und das Anſuchen um Verhaltung der Nordbahn 
um Behandlung des Einſchreiters als ſuspendirten Beamten und zur 
Zahlung der Suſtentationsgage übergehende Entſcheidung ergriff Johann 
Jakſch den Recurs an das k. k. Handelsminiſterium. Dieſes hat mit 
Erlaß vom 5. December 1889, Z. 18.832/ V, den nur theilweiſe an- 
gefochtenen Beſcheid der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen 
zur Gänze aufgehoben und Johann Jakſch mit feinen geſammten An- 
ſprüchen auf den Rechtsweg verwieſen, mit der Motivirung, daß es 
nicht Sache der Adminiſtrativbehörden ſei, in Perſonalangelegenheiten 
der Beamten der Privatbahnen zu interveniren, diesfallſige Anſprüche 
vielmehr bei den ordentlichen Gerichten auszutragen ſeien. 

Ueber die Beſchwerde des Johann Jakſch hat der k. k. Verwal— 
tungsgerichtshof mit Urtheil vom 9. October 1890, 3. 3098, er— 
kannt, es werde die Beſchwerde abgewieſen, und zwar im weſent— 
lichen mit der Motivirung, daß die Behörden nur berufen ſind, das 
öfſentliche, nicht aber auch das Privatintereſſe wahrzunehmen, letzteres 
vielmehr bei den ordentlichen Gerichten vertreten werden müſſe. Es 
haben ſomit die k. k. Verwaltungsbehörden in allen Inſtanzen die 
Ueberprüfung des angefochtenen Diſciplinar-Erkenntniſſes und ſeiner 
rechtlichen Conſequenzen abgelehnt, beziehungsweiſe hiefür die ordent— 
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lichen Gerichte für berufen erklärt. Andererſeits hat das k. k. Handels- 
gericht in Wien mit Urtheil vom 23. December 1890, Z. 176.196, 
die Klage des Johann Jakſch de praes. 3. Juli 1888, 3 108.275, 
in den Punkten, welche auf Nichtigkeit des in Rede ſtehenden Diſciplinar— 
Erkenntniſſes abzielten, abgewieſen und dieſes Urtheil im weſentlichen 
damit begründet, daß es ſich im vorliegenden Falle nicht um eine 
Frage des Privat-, ſondern des öffentlichen Rechtes handle, daß die 
Ausübung des Diſciplinarrechtes der Eiſenbahndirectionen gemäß § 3 
der H. M. V. vom 26. Auguſt 1875, R G. Bl. Nr. 116, der Controle 
der k. k. Generalinſpection der Eiſenbahnen und im weitern Verfolge 
des k. k. Handelsminiſteriums unterliege. Es gehe ſonach der Inſtanzen— 
zug im Falle einer behaupteten Rechtsverletzung nicht durch die ordent— 
lichen Civilgerichte, ſondern an die genannte k. k. Generalinſpection, 
beziehungsweiſe an das k. k. Handelsminiſterium. Das k. k. Ober— 
landesgericht in Wien hat am 14. April 1891, Z. 57.541, das erft- 
inſtanzliche Urtheil im weſentlichen beſtätigt, die Incompetenz der Ge— 
richte zur Aufhebung oder Abänderung des Diſciplinar-Erkenntniſſes 
neuerlich betont und ausdrücklich erklärt, daß hiezu ausſchließlich die 
k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen und das k. k. Handels 
miniſterium berufen ſeien. Die angeſtrebte Aufhebung der Conſequenzen 
können aber die Gerichte erſt dann ausſprechen, bis die genannten 
Behörden die Ungiltigkeit des fraglichen Erkenntniſſes ausgeſprochen 
hätten. Die vom Kläger angeführten abweislichen Beſcheide der Admini— 
ſtrativbehörden ſeien fiir die k. k. Gerichte gemüß des St. G. G. vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 144, nicht bindend, und obliege 
dem Kläger, falls thatſächlich die k. k. Generalinſpection und das 
k. k. Handelsminiſterium ſich für die Entſcheidung der ſtreitigen Frage 
als incompetent erklären und der k. k. Verwaltungsgerichtshof dieſer 
Auſchauung beipflichten ſollte, die Geltendmachung ſeines Rechtes wegen 
des augenſcheinlich vorliegenden Competenzconflictes vor dem k. k. Reichs- 
gerichte. Der k. k. Oberſte Gerichtshof endlich hat laut Urtheils vom 
13. October 1891, 3. 6783, keinen Grund g funden, die untergericht— 
lichen Urtheile abzuändern. Es haben ſonach auch die k. k. Gerichte ſich 
zur Entſcheidung über das Klagebegehren für incompetent erklärt, die 
Pflicht zu derſelben vielmehr den Verwaltungsbehörden zugewieſen und 
dem Kläger aufgetragen, die Löſung des vorliegenden negativen Com⸗ 
petenzconflictes bei dem k. k. Reichsgerichte zu ſuchen. Daß die In⸗ 
competenz⸗Erklärung nicht im Urtheile ſelbſt ausgeſprochen iſt, ſondern 
nur in den Gründen entwickelt wird, ändert nichts an der Sache, wie 
auch umgekehrt aus dem Umſtande, daß die Gerichte die Klage abge— 
wieſen haben, die Competenz zur Fällung eines definitiven Urtheiles 
nicht erblickt werden kann. Das Petit iſt auf endgiltige Eutſcheidung 
dieſes verneinenden Competenzconflictes gemäß Art. 2 u des Geſetzes 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, und § 14 des Geſetzes 
vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, gerichtet. 

Aus den Entſcheidungsgründen zu dem Urtheile des k. k. Handels— 
gerichtes in Wien vom 23. December 1890, Z. 176.196, ergibt ſich, 
daß die Abweiſung der Anſprüche des Johann Jakſch auf Gehalt und 
Penſion aus dem Grunde erfolgte, weil das wider denſelben ergangene 
Diſciplinar⸗Erkenntniß des Verwaltungsrathes der Kaiſer Ferdinands⸗ 
Nordbahn zur unverrückbaren Grundlage der richterlichen Entſcheidnung 
über die privatrechtlichen Folgen dieſes Diſciplinar-Erkenntniſſes ge— 
nommen werden müſſe, 

und weil die Ueberprüfung dieſes Erkenniniſſes nicht dem Civil 
gerichte, ſondern den adminiſtrativen Behörden (der k. k. General— 
inſpection der öſterr. Eiſenbahnen und dem derſelben vorgeſetzten 
Miniſterium) zuſtehe. 

Da nun laut des erörterten Sachverhaltes die Competenz ſeitens 
der Adminiſtrativ-Behörden abgelehnt wurde, fo iſt zunächſt die Frage 
zu erörtern, ob die vorliegenden gerichtlichen Urtheile eine Ablehnung 
der gerichtlichen Competenz enthalten. 

Dieſe Frage iſt mit Rückſicht auf die citirte Begründung des 
handelsgerichllichen Urtheils, ſowie auf jene des k. k. Oberlandesgerichtes 
Wien vom 8. April 1891, Z. 2946, zu bejahen, welch letztere erſehen 
läßt, daß die Abweiſung der Gehalts- und Penſionsanſprüche des Klägers 
als eine blos derzeitige aufzufaſſen iſt, da die neuerliche Erörterung 
dieſer Anſprüche von der vorherigen Abänderung oder Aufhebung des 
mehrerwähnten Diſciplinar-Erkenutniſſes abhängig gemacht wird. 

Es liegt ſomit der von Johann Jakſch behauptete verneinende 
Competenzconflict vor. 

Was nun die Competenzfrage ſelbſt betrifft, ſo pftichtet das k. k. 
Reichsgericht der vom k. k. Handelsminiſterium im Erlaſſe vom 9. No- 


vember 1889, Z. 30.532, ausgeſprochenen Anſchauung bei, daß im 
vorliegenden Falle die ſtaatlichen Adminiſtrativbehörden nicht compe⸗ 
tent ſind. 

Es erſcheint wohl nach § 79 der mit der kaiſerlichen Verordnung 
vom 16. November 1851, R. G. Bl. ai 1852, Nr. 1, genehmigten 
Eiſenbahn⸗Betriebsordnung die k. k Generalinſpection der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen ermächtigt, auch wider Beamte der Privateiſenbahnen 
Ordnungsſtrafen zu verhängen, und erſcheint gegen ſolche Erkenntniſſe 


im § 82 E. B. O. das Recht der Beſchwerde an das vorgeſetzte Mini⸗ 


ſterium eingeräumt, allein ein Diſciplinar-Erkenntniß der k. k. General- 
inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen liegt nicht vor, die eben citirte 
Beſtimmung des § 82 findet daher im gegenwärtigen Falle keine An— 
wendung. 

Es handelt ſich vielmehr um die Frage, ob wider ein von der 
Direction einer Privateiſenbahn wider einen ihrer Beamten ergangenes 
Diſciplinar⸗Erkeuntniß ein Rechtszug an die ſtaatlichen Aufſichtsbehörden 
ſtattzufinden hat. 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. 

Die Beaufſichtigung und Diſciplinar-Behandlung von Privat- 
eiſenbahn⸗Beamten ſteht nach den SS 71 und 72 E. B. O. in erſter 
Reihe den Eiſenbahndirectionen nach Maßgabe der diesfälligen Dienſtes⸗ 
vorſchriften und Inſtructionen zu. 

Die Staatsverwaltung hat ſich nun wohl bei Privateiſenbahnen 
im § 62 E. B. O. die Einfluß zahme anf dieſe Dieuſtesvorſchriften und 
Inſtructionen im Intereffe der öffentlichen Rückſichten vorbehalten und 
finden dieſe öffentlichen Rückſichten auch in der obencitirten Beſtimmung 
des § 79 ihren Ausdruck, allein weder die Eiſenbahn-Betriebsordnung 
vom 16. November 1851, noch auch die Verordnung des k. k. Handels— 
miniſteriums vom 26. Auguſt 1875, R. G. Bl. Nr. 116, über die 


Organiſation der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen 


weiſen den ſtaatlichen Eiſenbahnbehörden die Entſcheidung im Inſtanzen⸗ 
zuge über Diſciplinar⸗Erkenntniſſe zu, welche von Directionen von 
Privateiſenbahnen wider ihre Beamten ergangen ſind. 

Demgemäß gehören ſolche Diſciplinar-Erkenntniſſe nicht dem Ge⸗ 
biete des öffentlichen Rechtes an, ſondern ſie ſind vom Standpunkte des 
zwiſchen der betreffenden Privateiſenbahn und ihren Beamten beſtehen⸗ 
den Dienſtesvertrages in Betracht zu ziehen. 

Die Prüfung dieſes civilrechtlichen Verhältniſſes aber ſteht den 


Gerichten zu; es find alſo auch im vorliegenden Falle die Gerichte 


berufen, zu prüfen, ob das wider Johann Jakſch gefällte Diſciplinar— 
Erkenntniß den Vorſchriften des Dienſtvertrages entſpricht. 
Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 18. April 1898, Z. 93.) 


Die Unterlafjung der im Art. 6, Abſ. 1 des Geſetzes vom 25. Mai 


1868, R. G. Bl. Nr. 49, vorgeſchriebenen Anzeige des Austrittes ans 
einer Religions genoſſenſchaft begründet noch nicht den rechtlichen 


Beſtand des Ehe hinderniſſes der Religionsverſchiedenheit im Sinne 


des § 64 a. b. G. B. 


Dem Begehren des A, „es ſei die von A als Chriſt und von 


B als Iſraelitin nach chriſtkatholiſchem Ritus geſchloſſene Ehe gemäß 
§ 64 a. b. G. B. für ungiltig zu erklären“, wurde von der erſten In— 
ſtanz keine Folge gegeben, weil das von A behauptete Ehehinderniß der 
Religionsverſchiedenheit nicht vorliegt. Denn durch die Amtsbeſtätigung 
der Stadtgemeinde S. iſt erwieſen, daß die B ſeit dem Herbſt 1894 
dort gewohnt hat; durch den Taufſchein des Pfarramtes in S. iſt feſt— 
geſtellt, daß B von ihrem zuſtändigen Seelſorger am 13. April 1895 
das Sacrament der Taufe empfieng und ſohin laut Taufſcheines von 


demſelben Pfarrer am 16. April 1895 mit A nach katholiſchem Ritus 


getraut wurde. Der Ehevertrag wurde daher von dem Chriſten A mit 
der B, welche ſich damals zur chriſtlichen Religion bekannte, ge— 
ſchloſſen, B war zu dieſer Zeit nicht mehr Jüdin, ſondern Chriſtin, 
es beſtand ſomit keine Verſchiedenheit der Religion. B hat auch die 
im Abſ. 2 des Art. 6 Gef. vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, 
geforderte perſönliche Erklärung ihres Eintrittes iu die katholiſche Kirche 
dem betreffenden Seelſorger thatſächlich abgegeben, und es kann ſich 
wegen der unterbliebenen Anzeige des Austrittes aus der jüdiſchen Reli— 
gionsgenoſſenſchaft nur um die genoſſenſchaftlichen Rechte der verlaſſenen 
Religionsgeſellſchaft an die Ausgetretene und die Anſprüche dieſer an 
jene, nicht aber um die Giltigkeit des Uebertrittes zur katholiſchen Kirche 
durch den Empfang des Sacramentes der Taufe handeln. 

Das Oberlandesgericht hat dieſen Ausſpruch aus den von der 
erſten Inſtanz geltend gemachten Gründen beſtätigt. 
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Conform mit den Entſcheidungen der beiden Untergerichte hat 
auch der Oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 18. Jänner 1898, 
Z. 187 erkannt, weil die von A eingebrachte Reviſtonsbeſchwerde ſich 
als ein außerordentliches, nach dem Hofdecrete vom 15. Februar 
1833, J. G. S. Nr. 2593, zu beurtheilendes Rechtsmittel darſtellt, 
die Vorausſetzungen der Zuläſſigkeit desfelben jedoch hier nicht zutreffen, 
da einerſeits eine Nullität vom Reviſionswerber ſelbſt nicht behauptet 
und bei Ueberprüfung der Acten auch nicht wahrgenommen wurde, und 
auch eine offenbare Ungerechtigkeit in den gleichlautenden Entſcheidungen 
nicht gefunden werden konnte, vielmehr dieſe letzteren durch die den— 
ſelben beigegebene, der Sachlage und dem Geſetze entſprechende, durch 
die Vorbringungen in der Reviſionsbeſchwerde nicht widerlegte Be⸗ 
gründung vollkommen gerechtfertigt ſind. (B. z. V. Bl. d. J. M.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Statthalter in Trieſt und dem Küſtenlande Leop. 
Grafen Goeß die Würde eines geheimen Rathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Errichtung eines Honorar⸗Viceconſulates in Baku 
genehmigt und den Handelsmann Heinr. Goldluft zum unbeſoldeten Viceconſul 
daſelbſt ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat im 
Stande der Polizeidirection in Prag den Polizeicommiſſär Rud. Habersberger 
zum Polizei⸗Obercommiſſär und den Polizeiconcipiſten Rud. Demartini zum 
Polizeicommiſſär ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bauadjuncten Moriz Skopal und Emil Grohmann zu Ingenieuren für den 
Staatsbandienſt in Niederöſterreich, ferners den Bauadjuncten Guſtav Her 
mann zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrevidenten Leop. Schattanek zum Rechnungsrathe bei der Statt— 
halterei in Wien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanz⸗Obercommiſſäre Ernſt Kofranek 
und den Finanzeommiſſar Zdenko Lepar zu Finanzſecretären und die Finanz 
commiſſäre Joſef Nemak de Kis⸗Chliveny und Karl Pilarz zu Finanz— 
Obercommiſſären der Finanz⸗Landesdirection in Brunn ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Evidenzhaltungs⸗Obergeometer J. Claſſe Anton 
Rokitansty zum Direckor des lithographiſchen Inſtitutes ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Director der Tabakfabrik in Stein Wilh. 
Möller zum Inſpector der Tabakhauptfabrik in Laibach, den Secretär der 
Tabakhauptfabrik in Hainburg Joſef Wozka zum Inſpector daſelbſt, den Director 
der Tabakfabrik in Sternberg Adolf Kaplan zum Infpector der Tabakhaupt⸗ 
fabrik in Göding und den Secretär der Tabakhauptfabrik in Budweis Ernſt 
Kleiber zum Inſpector der Tabakhauptfabrik in Neutitſchein ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Miniſterial-Viceſecretäre Dr. Heinr. R. 
v. Kamler, Ant. Delles und Dr. Carl Schima zu Miniſterial-Secretären 
und den Dr. Hugo Bach zum Miniſterial-Secretär extra statum, weiter die 
Miniſterial⸗Concipiſten Dr. Rud. Freih. Menſi v. Klarbach und Dr. Moriz 

R. Wimmer u. Wal purg zu Miniſterial-Viceſecretären ernannt. 

5 Der Handelsminiſter har ernannt: Zu Hauptcaſſieren bei der Poſtdirec⸗ 
tionscaſſe in Prag die Poſtcontrolore Karl Schütz und Jofef Husek in Prag, 
zu Oberpoſtverwaltern: die Poſtverwalter Anton Heiny in Ach, Joh. Drexler 
in Warnsdorf, Wilh. Brdieka in Prag, Erhard Sichrawa in Eger, Joſef 
Hlubusek in Prag und Fz. Halberſtadt in Gablonz, endlich zu Oberpoſt⸗ 
controloren: die Poſteontrolore Karl Liſt, Robert Witl und Fz. Schmid in Prag. 

Der Ackerbauminiſter hat den Diſtrictsarzt Med. Dr. Fdch. Sip in Chraſt 
zum Bergarzte bei der Bergdirection in Pribram mit dem Wohnſitze in Birfen: 
berg ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Expedienten Joſef Pickenhan bei der 
k. k. Bergdirection in Brür zum Caſſier daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 


I Bezirkshauptmannſtelle, eventuell mehrere Bezirkshaupt⸗ 
mannſtellen, dann mehrere Statthalterei⸗Secretär⸗ und Bezirks⸗ 
commiſſärſtellen bei der politiſchen Verwaltung in Böhmen, außerdem 
eine größere Anzahl von Statthalterei-Conecipiſtenſtellen daſelbſt 
bis 25. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 183.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle mit der X. Rangsclaſſe bei der Direction der 
Güter des Bukowinger griechiſch-orientaliſchen Religionsfondes bis Ende Auguſt. 
(Amtsblatt Nr. 185.) 

Pro viſoriſche Hilfsarchitektenſtelle für Cultusbauten in Dal⸗ 
matien mit der IX. Rangsclaſſe und jährlichem Honorar von 1350 fl. nebſt 
Reiſekoſten und Diäten bis 12. September. (Amtsblatt Nr. 185.) 

Poſtconceptspraktikantenſtellen in Wien mit je 500 fl. Adjutum. 
(Amtsblatt Nr. 187.) 


DHiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
| Bogen 67 und 68 der Erkenntniſſe 1897. 
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